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Der lange Weg zur Opposition 

Zur Entwicklung des politischen Widerspruchs in der DDR 
bis zum Herbst 1989 

 Seit dem Ende der DDR hat es sich eingebürgert, von „Opposition“ zu sprechen, wenn es 
um kritische Aktivitäten und Proteste geht, die sich gegen das SED-Regime richteten. 
Tatsächlich war die Herausbildung einer politischen Opposition in der DDR aber ein langer, 
widersprüchlicher und im Vergleich zu anderen sozialistischen Staaten auch verspätet 
einsetzender Prozess. Bis weit in die zweite Hälfte der 1980-er Jahre haben nur sehr 
wenige Kritiker der SED diesen Begriff für sich in Anspruch genommen. Der Text skizziert 
die schwierige Geburt der „DDR-Opposition“, ohne deren Kenntnis unverständlich bleiben 
muss, warum die oppositionellen Gruppen nach der Friedlichen Revolution so schnell 
wieder an Bedeutung verloren. 
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Hubertus Knabe

DER LANGE WEG ZUR OPPOSITION _ ZIJRE,NTWICKLLING
DES POLITISCHEN WIDERSPRTJCHS IN DER DDR

BIS ZIJMHERBST 1989

Seit dem Ende der DDR hat es sich eingebürgert, von ,,Opposition" zu spre-

chen, wenn es um kritische Aktivitäten und Proteste geht, die sich in unter-

schiedlichen Zeiten und Formen gegen das SED-Regime richteten' Vor Augen

steht dabei zumeist das Jahr 1989, als eine wachsende Protestwelle das Land

ergriff, unabhängige Parteien und Bewegungen die politische Bühne betraten

und die SED schließlich durch gesellschaftlichen Druck und freie Wahlen ent-

machtet wurde. Da die gewaltlose Revolution im Herbst 1989 - der von Egon

Krenz geschaffene Begriff ,,Wende" erscheint zur Kennzeichnung dieses Epo-

chenwechsels eher ungeeignet - zweifellos in vielerlei Hinsicht auf den Ent-

wicklungen der vorangegangenen Jahre fußte, ist es schwer, einem rückwärts-
gewandten Blick auf die Geschichte zu widerstehen.

Tatsächlich war die Herausbildung einer politischen Opposition in der DDR
aber ein langer, widersprüchlicher und - im Vergleich zu anderen sozialisti-

schen Staaten - auch verspätet einsetzender Prozeß. Bis weit in die zweite
Hälfte der achtziger Jahre haben nur wenige Ikitiker der SED diesen Begriff ftir
sich in Anspruch genommen, und viele sind selbst in den Herbsttagen des Jahres

1989 noch davor zurückgeschreckt. Oder sie haben ihn mit anderen Inhalten
gefiillt, mit einschränkenden Adjektiven wie ,,kommunistisch" oder ,,konstruk-
tiv" versehen und damit in seiner ursprünglichen Bedeutung relativiert. Diese

Feststellung mindert in keiner Weise die politischen Verdienste der Akteure und
ist schon gar nicht als billige retrospektive I«itik an mangelnder Entschlossen-

heit zu verstehen. Ohne das Bewußtsein über die schwierige Geburt der ,,DDR-
Opposition" und ihre Ursachen bleiben aber auch der Verlauf der Herbst-
Revolution und der anschließende Bedeutungsverlust der oppositionellen Grup-
pen unverständlich.

Über die Frage, was oder wer eigentlich die DDR-Opposition war, gibt es

mittlerweile eine umfangreiche Literatur mit verschiedenen Ansätzen und Mo-
dellen, auf die an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden kann.r Zu Recht

' Ausführlich dazu: Hubertus Knabe, Was war die ,,DDR-Opposition". Zur Typologisierung
des politischen Widerspruchs in Ostdeutschland, in: Deutschland Archiv 29 (1996), S. 184-198.
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kann man fragen, ob es in sozialistischen Diktaturen, in denen Politik und Ge-

sellschaft dem Willen der Führung einer einzigen Partei unterworfen sind, über-

haupt eine ,,Opposition" geben kann. Löst man den Begriff jedoch aus seinem

ursprünglichen Kontext, nämlich dem des parlamentarischen Systems, kann

man ihn durchaus auch auf sozialistische Staaten anwenden und bestimmte

Formen des politischen Widerspruchs damit kennzeichnen.' In Abgrenzutg ?r
anderen, ,,weicheren" Formen der Kritik und der artikulierten Unzufriedenheit

verbindet sich damit eine stärkere organisatorische und programmatische Strin-

genz, mit der sich die Kritiker der herrschenden Politik als Gegenpol zur Regie-

rung formieren, das heißt, ein Mindestmaß an gemeinsamen politischen Vor-
stellungen, Führungspersonen, Öffentlichkeit und Mobilisierungskraft, um

überhaupt als ,,Opposition" erkennbar zu werden. Alles dies hat es in der DDR
jedoch über weite Strecken nicht gegeben - und konnte es auch nicht, da der

absolute Machtanspruch der Partei eine solche Opposition ja gerade ausschloß.

Gleichwohl haben sich in der DDR immer wieder Kritik, Widerspruch und

Protest gerührt. Breite gesellschaftliche Kreise machten aus ihrer Unzufrieden-

heit mit den politischen Verhältnissen keinen Hehl. Allein die Existenz der

Bundesrepublik mit ihrem Wohlstand, ihrem politischen Pluralismus und in die

DDR hineinwirkenden Massenmedien konterkarierte jeden Versuch der ideolo-

gischen Formierung und sorgte daftir, daß der SED permanent neue Kritiker
nachwuchsen - auch wenn die alten in Haft genommen oder in den Westen

gedrängt wurden. Das System mit seinen Allmachtsansprüchen gegenüber der

Gesellschaft provozierte gleichsam zrvangsläufig immer wieder die Gegenwehr

des Individuums. Zugleich sorgte es aber auch dafür, daß jeder Versuch seiner

Kritiker, sich als politische Kraft nt organisieren, im Keim erstickt wurde. Oder

es verdrängte diese in Bereiche, wo die Spielräume fiir systemkritische Überle-
gungen etwas größer waren - die Privatsphäre, die Kirchen und das kulturelle
Leben. Daß es dennoch zur Herausbildung einer breiten Oppositionsbewegung

2- 
Zur Geschichte des politischen Widerspruchs liegt inzwischen eine umfangreiche Literatur

vor, aufdie an dieser Stelle nur allgemein verwiesen werden kann. Eine gute Überblicksdarstellung
ist nach wie vor: Kar[ Wilhelm Fricke, Opposition und Widerstand in der DDR. Ein politischer

Report, Köln 1984. Den umfassendsten und aktuellsten Einblick gibt: Ehrhart Neubert, Geschichte

der Opposition in der DDR 1949-1989, Bonn-Berlin 1997. Ausführliche Literaturhinweise enthält

auch: Ulrike Poppe / Rainer Eckert / Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.), Zwischen Selbstbehauptung

und Anpassung. Formen des Widerstandes und der Opposition in der DDR, Berlin 1995, S. 416-

423. Ygl. ferner den in Vorbereitung befindlichen Band: Opposition in der DDR von den 70er

Jahren bis zum Zusammenbruch der SED-Herrschaft. Analysen, Erfahrungsberichte, Dokumente,

Bd. 3 der Reihe ,,Am Ende des realen Sozialismus - Beiträge zu einer Bestandsaufnahme der

DDR-Wirklichke it in den 80er Jahren", hrsg. von Eberhard Kuhrt in Verbindung mit Hannsjörg F.

Buck und Gunter Holzweißig im Auftrag des Bundesministeriums des Innern.
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in der DDR kommen konnte, ist die eigentliche Überraschung des Herbstes

l 989.

Aufgabe dieses Beitrages ist es, in aller Kürze die Stationen auf dem langen

Weg zur Opposition nach zuzeichnen und anschließend anhand der Geschichte

der ach tziger Jahre etwas detaillierter zu zeigen, wie dieser Konstituierungspro-

zeß im einzelnen verlief. In einem abschließenden Teil soll versucht werden,

einige Erklärungsans ätze fiir den besonderen Entwicklungsweg der DDR-

Opposition zu geben.

I. Zur Entwicklung der DDR-Opposition bis 1979

In den unmittelbaren Nachkriegsjahren wurde bekanntlich jegliche Form

parlamentarischer und außerparlamentarischer Opposition in der SBZ und DDR

zerschlagen. Gleichwohl erfolgten die Gleichschaltung nicht-kommunistischer

Parteien und entsprechende Versuche gegenüber den Kirchen - im Vergleich zu

anderen Ostblockstaaten - aufgrund der besonderen Lage in Deutschland etwas

später und zum Teil in abgemilderter Form. So kam es, daß in Parteien, Ge-

werkschaften und Kulturverbänden, aber auch in der SED selbst immer wieder

abweichende Meinungen geäußert wurden. Allerdings wurde diese frühe oppo-

sition von der SED bald liquidiert, und ihre Traditionen gingen, vor allem we-

gen des Weggangs zahlreicher Protagonisten, in der DDR nahezu vollständig

verloren. In der Bundesrepublik hingegen wurde diese exilierte Opposition
gegen das SED-Regime im Laufe der Zeit weitgehend assimiliert.

Die fragile Situation der DDR als Halbstaat war daftir verantwortlich, daß die

Systemkrise, die nach Stalins Tod im Marz 1953 die meisten sozialistischen

Staaten auf die eine oder andere Weise erschütterte, zuerst in Ostdeutschland -
insbesondere in Ost-Berlin - also an der Nahtstelle der Systeme, ausbrach. Der

hauptsächlich von Arbeitern geffagene Protest war spontan, aber kaum organi-
.siert, und zerfiel nach ein bis zwei Tagen beim Erscheinen der sowjetischen

Panzer. Er konnte deshalb im Gegensatz zu Ungam oder Polen keine revolutio-
näre Identität stiften und bildete für spätere oppositionelle Bestrebungen zu'
meist keinen Bezugspunkt. Die Niederlage kam überaus schnell, war umfassend

und wurde zugleich mit spezifischen sozialen Leistungen kompensiert, so daß es

dreieinhalb Jahrzehnte lang zl keinen vergleichbaren Massenprotesten mehr

kam.

Die paradoxe Folge dieses besonderen Krisenverlaufes war, daß die stalini-

stische SED-Führung unter Ulbricht an der Macht blieb und hinfort eine tiefer-
gehende Abrechnung mit dem Stalinismus zu verhindern suchte. Während sich

in anderen Ostblockstaaten Teile der Partei und insbesondere der sozialistischen

Intelligenz gegen die Stalinsche ,,Deformation" des Sozialismus wandten, blieb
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der sogenannte ,,Revisionismus" in der DDR nur schwach ausgeprägt und wur-
de nach der Niederschlagung des Ungarn-Aufstandes im November 1956 durch

die Verhaftung und Verurteilung seiner Wortfiihrer endgültig zum Verstummen

gebracht. Auch diejenigen, die, wie Ernst Bloch, rechtzeitig in die Bundesrepu-

blik geflohen waren, spielten für inner- oder außerparteiliche Oppositionsbe-

strebungen bald keine Rolle mehr.

Die Schwäche der innerkommunistischen intellektuellen Kritik, die sich in
anderen Staaten Mitte der sechziger Jahre erneut als emanzipatorischer Marxis-
mus formierte und unter anderem in den Prager Fruhling mündete, blieb für die

DDR auch in der Folgezeit bestimmend. Zwar kam es immer wieder zu Kon-
flikten zwischen der Partei und einzelnen Intellektuellen, doch nur wenige

wagten den offenen politischen Streit mit der SED-Führung. Am weitesten ging
dabei der ehemalige Volkskammerabgeordnete und Leiter des Physikalisch-

chemischen Instituts der Humboldt-Universität, Robert Havemann, der schon

1965 ,,das Recht auf Opposition" gefordert hatte, ,,sowohl in der Öffentlichkeit,
in Presse, Funk und Fernsehen wie auch im Parlament und in den Volksvertre-
tungen, dessen Mitglieder durch freie und geheime Wahlen bestimmt sind"3.

Havemann war es auch, der als erster bewußt die westlichen Medien zur Ver-
breitung seiner Auffassungen nutzte, was der SED den Vorwand dafür lieferte,
ihn 1964 aus der Partei auszuschließen und ein Berufsverbot zu verhängen. Eine
ähnliche Rolle, wenn auch zunächst vor allem unter der kulturellen Intelligenz,
spielte der Liedermacher Wolf Biermann, der mit Havemann seit Anfang der

sechziger Jahre befreundet war und die SED-Führung ebenfalls von einem

kommunistischen Standpunkt aus scharf kritisierte. Spontane Proteste löste

1968 der Einmarsch in die CSSR aus, doch blieben sie, ebenso wie der immer
wieder aufflackernde Jugendprotest, meist unorganisiert und konnten deshalb

von dem allumfassenden Repressionsapparat rasch erstickt werden.

Zu eirer Zuspitzung innenpolitischer Konfliktlagen kam es emeut in der

zv'teiten Hälfte der siebziger Jahre, als sich die SED-Führung durch die Ausbür-
geYung von Wolf Biernann eines lange lästigen Kritikers entledigen wollte. Die
spontan verfaßte Protesterklärung von zwölf prominenten DDR-Schriftstellern,
der sich innerhalb kurzer Zeit Hunderte von DDR-Bürgern anschlossen, die

Fernsehausstrahlung des ,,Kölner Konzertes" im November 1976, die dazu

ftihrte, daß Biermanns Lieder nun in zahllosen Tonbandmitschnitten und Ab-
schriften in der DDR zirkulierten, die Solidaritätsaktionen in Ost und West und
das enorme westliche Medienecho ftihrten dazu, daß über Nacht eine nur mit
dem Jahr 1968 vergleichbare Protestbewegung entstand, die die SED mit allen
Mitteln bekämpfte. Vor allem beunruhigte sie, daß erstmals eine größere Zahl

3

Robert Havemann, Die Partei ist kein Gespenst. Plädoyer fiir eine neue KPD, in: Der Spiegel
Nr. 5211965.
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von Künstlern und Intellektuellen offen gegen die Bevormundung durch den

Parteistaat opponierte und verbotene Manuskripte nun wiederholt in der Bun-

desrepublik publiziert wurden; dies zu verhindern, war eines der Hauptanliegen

der Verschärfung des politischen Strafrechtes und der Devisenbestimmungen im

Jahre 1979. Hinzu kam, daß sich innerhalb der SED neue marxistische Kritiker
zu Wort meldeten, die in konspirativen Zirkeln oder, wie Rudolf Bahro, unge-

schüta und öffentlich den DDR-sozialismus als Fehlentwicklung charakteri-

sierten und ftir eine Demokratisierung durch Bildung einer ,,kommunistischen
Opposition" eintraten. Die eingeleiteten Repressalien gegen Bahro, Heym, Ha-

vemann und viele andere lösten zwar wiederum Unruhe und Proteste aus, doch

letztlich gelang es der SED, bis Ende der siebziger Jahre mit ihren Maßnahmen

die Bildung einer Oppositionsbewegung zu verhindeffi, in der sich intellektuelle

Wortfthrer und die Aktionsbereitschaft vor allem jüngerer Menschen zv einer

längerfristig wirksamen politischen Kraft verbanden.

2. Von den Friedensgruppen zur Opposition (1980-1989)

In dieser Situation brachten die Kirchen ein neues Element in die innenpoliti-
sche Auseinandersetzung ein. Als einzige Großorganisationen, die von der SED

nicht kontrolliert wurden, bildeten sie einen Fremdkörper im kommunistischen
Gesellschaftsaufbau und boten dadurch von Anfang an einen spezifischen poli-
tischen Freiraum. 1978 hatte die Einführung des sogenannten ,,Wehrkundeun-
terrichts" den seit Erlaß der Wehrpflicht 1962 schwelenden Konflikt zwischen

christlichem Pazifismus und kommunistischem Militarismus unerwartet heftig
aufflammen lassen. Studentengemeinden, Junge Gemeinden und die sogenannte

Offene Jugendarbeit bildeten damals einen legalen Ort gesellschaftskritischer
Diskussionen und Aktivitäten, auf den die SED nur indirekt einzuwirken ver-
mochte. Während es an der Spitze mit der spektakulären Begegnung zwischen
Erich Honecker und dem Vorstand des DDR-Kirchenbundes am 6. NIärz 1978

zu einer bewußten Annäherung zwischen Staat und evangelischer Kirche kam,

formierte sich an der Basis ein unabhängiges Friedensengagement, das sich im
Schatten der westlichen Friedensbewegung ab Ende der siebziger Jahre schnell
ausdehnte.

Dieses überwiegend pazifistisch motivierte Engagement speiste sich vor al-
lem aus Kreisen von Wehrdienstverweigerern und jüngeren Christen, strahlte

aber auch in andere gesellschaftliche Milieus aus. Fast 4000 Menschen unter-
stützten mit Eingaben an die Kirchenleitungen bis zum November 1981 die

Forderung nach einem ,,Sozialen Friedensdienst" in der DDR, und rund 5000

Jugendliche nahmen 1982 am sogenannten ,,Friedensforum" in Dresden teil.
Der von den Kirchen zur Friedensdekade 1981 gedruckte Aufnäher ,,Schwerter
zu Pflugscharen" entwickelte sich innerhalb weniger Wochen zum Symbol einer
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von der sED unabhängigen Bewegung, die erstmals in der Öffentlichkeit bei

einem zentralen Thema abweichende politische Meinungen vertrat. Die Partei-

führung reagierte darauf mit dem brutal durchgesetzten Verbot des Aufirähers

und suchte auf allen Ebenen die Aktivitäten der Friedensgruppen ,,zurückzu-
drängen". Die wichtigsten Mittel waren dabei eine zentral gesteuerte Einfluß-

nahme auf die Kirchenverantwortlichen sowie, wenn nötig, gezielte Verhaftun-

gen von einzelnen Basisaktivisten wie Roland Jahn, Lothar Rochau, Ulrike
Poppe oder Bärbel Bohley.

Die von Honecker persönlich angeordnete und vom Staatssekretariat ftir Kir-
chenfragen und dem Ministerium fi.ir Staatssicherheit durchgeführte Offensive

zeigte rasch Wirkungen. Zufrieden stellte die Arbeitsgruppe Kirchenfragen

beim ZK der SED schon im März 1983 fest, daß nahezu keine der Kirchenlei-
tungen einer ,,unabhängigen" Friedensbewegung das Wort redete. ,,Sie wollen
keine Konfrontation und Erreichtes nicht aufs Spiel setzen." Unter Einbezie-

hung kirchenleitender Kräfte müßte aber ,,die politisch-ideologische Arbeit zur

Zurückdrängung und zur Ausschaltung des Einflusses dieser Gruppierungen

und ihrer Inspiratoren intensiver geführt" werden.a Zur 1981 noch massiv kriti-
sierten Friedensdekade der Kirchen stellte die SED nur zwei Jahre später befrie-

digt fest, daß diese nunmehr ,,betont innerkirchlichen Charakter" getragen habe

und sich die Organisatoren ,,im wesentlichen an die von seiten der staatlichen

Organe mit ihnen getroffenen Festlegungen" gehalten hätten.s Wichtige Kir-
chenvertreter hatten sich auch öffentlich von den politischen Aktivitäten an der

Basis distanziert - etwa der Thüringische Landesbischof Werner Leich, der es

mit der Formel, die Kirche sei offen ,,für alle, aber nicht fiir alles", ablehnte,

sich hinter Roland Jahn und die Jenaer Friedensgemeinschaft zu stellen6, oder

der Berliner Konsistorialpräsident Manfred Stolpe, der auf dem Kirchentag in

,l' 
Konzeption zur Weiterftihrung der politisch-ideologischen Arbeit zur Entwicklung des Frie-

densengagements der Kirchen und zur Verhinderung bzw. Zurückdrängung des feindlich-negativen
Wirksamwerdens sogenannter'Friedenskreise'in den evangelischen Kirchen in der DDR, Anlage

zur Hausmitteilung der Arbeitsgruppe Kirchenfragen beim ZK der SED an Erich Honecker vom

22.3.1983. SAPMO-BArch, DY 30/IY B2ll4ll4, Bl. 3 und 5.

5" Abteilung Parteiorgane des ZK, lnformation über Aktivitaten während der ,,Friedensdekade
l983" der evangelischen Kirchen in der DDR und über besondere Vorkommnisse. SAPMO-BArch,
DY 30/lY B2114196, Bl. 8. Ganz ähnlich auch die Einschätzung der Abteilung II des Staatssekre-

tärs ftir Kirchenfragen vom 19. Oktober 1984, in der es heißt: ,,Während die erste Friedensdekade

stark von politisch negativen Kräften im kirchlichen Raum geprägt war und so viele Möglichkeiten
für eine offene Konfrontation gegen die Friedenspolitik der DDR bot, gelang es in den folgenden

Jahren realistischen Kräften, vor allem in den Kirchenleitungen, die Veranstaltungen loyaler zu

gestalten und den Spielraum fi.ir Provokationen immer weiter einzuengen." SAPMO-BArch, DY
30/tv B2l14196, Bl. 3 I .

6" 
Zitiert nach: Gerhard Besier, Der SED-Staat und die Kirche 1983-1991. Höhenflug und Ab-

sturz, Berlin-FrankfurUM. I 995, S. I 5.
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Dresden erklärte, ,,daß die Kirche nicht zu ,Auswanderungszentralen' und auch

nicht zu ,Oppositionslokalen' " werden dürfe.7

Auf der anderen Seite war es jedoch nicht gelungen, die unabhängigen Akti-
vitäten gänzlich nt unterbinden. Die Friedens- und Ausreisedemonstrationen in

Jena 1982, die Durchftihrung der zweiten Ost-Berliner Friedenswerkstatt 1983,

die Aktionen und Zusammenkünfte der Gruppe ,,Frauen fiir den Frieden" sowie

der Versuch, am I . September 1983 eine Kerzenkette zwischen der sowjeti-

schen und amerikanischen Botschaft zu bilden, verdeutlichten vielmehr das

nach wie vor existente beträchtliche Konfliktpotential. Zudem nahm die Vernet-

zung der Friedensgruppen mit westlichen Friedensengagierten ztr - nicht nur im

Fall der blockübergreifend agierenden ,,Frauen flir den Frieden", sondern auch

durch die Initiative zvm Abschluß ,,persönlicher Friedensverträ ge" zwischen

Ost und West (,,Abrtistung von unten"), einschließlich engerer Kontakte zu den

Grünen, die im Mai 1983 erstmals auf dem Ost-Berliner Alexanderplatz demon-

strierten.

Da Staat und Partei in erster Linie gegen öffentliche und spektakuläre Aktio-
nen vorgingen, verlagerte sich das Zentrum der Aktivitäten gezwungenerrnaßen

in den Binnenraum der Kirchen. Statt Demonstrationen zu veranstalten, kon-
zentrierte sich das Friedensengagement zunehmend auf die kontinuierliche
Arbeit in kleinen Gruppen, die in Kirchen- oder Studentengemeinden ein ,,le-
gales" Dach fanden - 100 solcher Friedenskreise zählte das MfS im Jahr 1983.8

Erstmals nahm politische Kritik damit nicht mehr die Form konspirativer Zu-
sammenkünfte, lockerer Verabredungen oder spontanen Aufbegehrens an, son-

dern konnte sich über einen längeren Zeitraum stabilisieren und dabei inhaltlich
wie organisatorisch qualifizieren. Eine intensive Vortrags- und Seminartätigkeit
gehörte ebenso in diesen Kontext wie der Versuch einer verbesserten Öffent-
lichkeitsarbeit in den Kirchen durch regelmäßige Veranstaltungen und erste

hektographierte Publikationen. Viele Kreise durchliefen dabei einen deutlichen
Profilwandel von einer kirchlichen Jugendgruppe zu einer politischen Bür-
gerinitiative. Zudem kam es zu einer wachsenden überregionalen Zusammenar-

beit, namentlich durch die seit 1983 organisierten Delegiertentreffen ,,Frieden
Konkret", aber auch im Rahmen der von Hunderten besuchten Friedenssemina-

re, Friedenswerkstätten oder kirchlichen Großveranstaltungen. Auf diese Weise

1

Information tlber ein Gespräch des Stellvertreters des Oberbtlrgermeisters fiir Inneres Genos-

sen Hoffmann mit Generalsuperintendent Krusche wn 14.7.1983. SAPMO-BAroh, DY 30/IV
B2n4l96,Bl.l.

I
Hochschule des MfS, Dissertation zum Thema ,,Das aktuelle Erscheinungsbild politischer

Untergrundtätigkeit in der DDR und wesentliche Tendenzen seiner Entwicklung", WS JHS o001-

230/89, S. 82. Matthias-Domaschk-Archiv.
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entstand ein unabhängiges kommunikatives Netzwerk, das fiir die weitere Ent-

wicklung bis zum Herbst 1989 von zentraler Bedeutung werden sollte.

Nachdem die Friedensbewegung in der DDR mit ihren Forderungen - von

der Einfuhrung eines Zivtldienstes über das Verbot von Kriegsspielzeug bis zur

Verhinderung der Nachrüstung - im wesentlichen gescheitert war, wandten sich

Viele Mitte der achtziger Jahre verstärkt der Umweltproblematik zu. Bei Baum-

pflanzaktionen oder im Rahmen der offiziellen ,,Gesellschaft flir Natur und

Umwelt" zeigte die SED zumindest eine minimale Gesprächsbereitschaft, und

wenigstens ,,irl Kleinen" konnten durchaus konkrete Veränderungen bewirkt
werden . lg84 registrierte das MfS in der ganzen DDR bereits 50 Ökologiekrei-

se, die sich ebenfalls überregional vern etzten, vor allem bei den regelmäßigen

Treffen im Kirchlichen Forschungsheim Wittenberg, aber auch bei größeren

Zusammenkünften wie der jährlichen Radsternfahrt nach Potsdam-

Herrmannswerder (seit 1982) oder den Umweltseminaren in Schwerin (seit

1981) und Ost-Berlin (seit 1984).

Das unabhängige politische Engagement im Schutzraum der Kirchen zeigte

Mitte der achtziger Jahre somit ein widersprüchliches Bild. Einerseits hatte die

Aufbruchstimmung der Jahre 198 ll82 einer zunehmenden Resignation Platz
gemacht, die sich in einer nachlassenden Mobilisierungskraft der Gruppen und

nicht zuletzt in einer sprunghaft steigenden Zahl von Ausreiseanträgen nieder-
geschlagen hatte - 57 600 im Jahr 1984 gegenüber 14 800 im Jahr davor. Dieje-

nigen, die blieben, suchten dagegen verstärkt nach Möglichkeiten für ein ,,kon-
struktives" Engagement, und bei den Kirchenleitungen registrierte die SED

befriedigt die Durchsetzung eines ,,realistischen" Kurses. Auf der anderen Seite

etablierten sich die relativ eigenständigen, zunehmend ,,professionell" agieren-

den Gruppen mehr oder weniger fest unter dem Dach der Kirchen.

Die Herausbildung eines stabilen Gruppensektors und der stete Druck der

SED auf die Kirchen, diesen einzuschränken, fthrten dazu, daß sich der Kon-
flikt zwischen Staat und Gesellschaft zunehmend in den innerkirchlichen Raum

verlagerte und dort einen Prozeß der politischen Differenzierung auslöste. In-
nerhalb der Gruppen nahmen die Bestrebungen zu, sich von ihrer ,,Mutterinsti-
tution" zv emanzipieren; umgekehn waren aber auch viele Kirchenveranwortli-
che der Meinung, die Kirche solle sich wieder mehr ihren eigentlichen Aufga-
ben zuwend en. Zudem ließen außenpolitische Rücksichtnahmen die SED in der

zweiten Hälfte der achtziger Jahre innenpolitisch vorsichtiger reagieren als in
den Jahren zuvor, so daß sich die Spielräume etwas erweiterten. Mit der ,,lnitia-
tive Frieden und Menschenrechte" gründete sich 1986 in Berlin eine Gruppe,,

die sich ausdrücklich nicht mehr unter den Schutz der Kirchen stellte und an die

Aktivitäten von Bürgerrechtsgruppen in anderen sozialistischen Staaten an-

knüpfte. Andere politische Strömungen sammelten sich in der Gruppe ,,Gegen-
stimmen", in der Ost-Berliner Umweltbibliothek oder im Friedenskreis der
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Samaritergemeinde um Rainer Eppelmann. Die Gründung der ,,Arbeitskreise

Solidarische Kirche" und der,,Kirche von Unten" zeigten, daß an der Basis eine

kirchenkritische Bewegung herangewachsen war, die sich nicht mehr einfach

disziplinieren ließ.

viele Gruppen vollzogen jetzt einen allmählichen Perspektivenwechsel von

der innerkirchlichen Friedens- oder Umweltbewegung zu einer politischen Be-

wegung ftir Demokratie und Reformen in der DDR. Verstärkt wurde dieser

Prozeß durch Kontakte zu osteuropäischen Bürgerrechtsgruppen sowie zum

,,Europäischen Netzwerk ftir den Ost-West-Dialog", das eine ,,Entspannung von

unten" und die Verknüpfung von Frieden und Freiheit verlangte. Vor allem aber

kam es durch die veränderte Situation in der Sowjetunion, Polen und Ungarn zu

einer Politisierung der Gruppen. In den im Schutzraum der Kirchen hektogra-

phierten Zeitschriften wurden nun in großem Umfang Nachrichten und Artikel

aus sowjetischen Medien nachgedruckt, was die SED schlecht verbieten konnte.

Die Gruppen lasen die Konzepte der Reformer und stießen damit automatisch

ins Zentrum der Politik, das sie bis dahin zumeist eher vorsichtig umgangen

hatten: Schaffung echter Alternativen bei den Wahlen, Öffnung der Medien,

Zulassung unabhängiger Vereinigungen, Einfiihrung der Gewaltenteilung - in

dieser Deutlichkeit hatte in den Jahren zuvor kaum jemand Vorschläge fiir einen

wandel des systems gemacht. Da es in der SED ebenfalls spürbare sympathien

für den sowjetischen Reformkurs gab, konnten die Gruppen erstmals auch ,,auf
der anderen Seite" eine gewisse Resonanz erwarten und ihre von der Partei

betriebene Marginalisierung in der DDR ein Stück weit überwinden.

Vor allem im Sommer 1987, vor dem Besuch Honeckers in Bonn, wurden

Hoffnungen auf eine partielle Liberalisierung wach, nachdem sich die SED in

einem gemeinsamen Papier mit der SPD zu den Prinzipien des Dialogs im In-

nern und nach Außen verpflichtet hatte. Wie eine praktische Bestätigung dafiir

wirkte der im September 1987 organisierte Olof-Palme-Friedensmarsch, bei

dem kirchliche Basisgruppen erstmals offiziell mit eigenen Transparenten auf-

treten konnten. Die Situation änderte sich jedoch schlagartig, als die Staatssi-

cherheit im November 1987 die Umweltbibliothek durchsuchte und im Januar

1988 am Rande der Luxemburg-Liebknecht-Demonstration zahlreiche Verhaf-

tungen vornahm. Anders als von der SED erwartet, lösten die Maßnahmen in

der DDR eine Protestwelle aus, wie es sie seit 1953 nicht mehr gegeben hatte -
mit Informationsgottesdiensten, Protesterklärungen, Mahnwachen und einer

logistischen Koordination über sogenannte Kontakttelefone. Erstmals nutzten

vor allem die Berliner Gruppen auch bewußt die westlichen Medien zur Her-

stellung von Öffentlichkeit fiir ihre Forderungen.

Obwohl die SED mit ihren Maßnahmen die - zum Teil befristete - Ausreise

führender I«itiker wie Bärbel Bohley, vera Lengsfeld oder wolfgang Templin
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erreichte, gelang es ihr nicht, den inhaltlichen und organisatorischen Politisie-

rungsprozeß der Gruppen maßgeblich zurückzudrehen. Im Gegenteil: Viele
Gruppen hatten in diesem Konflikt gelernt, daß sie sich im offenen Streit mit
der Staatsmacht durchaus behaupten konnten; denn diese konnte sich angesichts

der sowjetischen Reformpolitik und ihres eigenen Bestrebens nach internatio-
naler Akzeptanz mit den alten repressiven Mitteln nicht mehr so wie früher
durchsetzen. Erstmals hatte auch die DDR-Bevölkerung gesehen, daß es im
Land eine Art Opposition gab, die sich Freiräume fiir ein unabhängiges politi-
sches Engagement erkämpft hatte, an die andere anknüpfen konnten. Vor allem
viele Ausreisewillige schlossen sich jetzt, wenn man sie gewähren ließ, den

Gruppen an oder entwickelten eigene politische Aktivitäten, die der SED allein
schon wegen ihres zahlenmäßigen Potentials Sorge bereiteten, Auch die Kir-
chen wiesen nun den staatlichen Druck vermehrt zurück und artikulierten ihrer-
seits auf Synoden, Kirchentagen und den ,,Ökumenischen Versammlungen" den

Wunsch nach politischen Reformen.

Die Forderung der SED, ,,zurück zu einer Situation wie in der Zeit vor dem

[Berliner] Kirchentag 1987" zu kommen, erfi.illte sich jedenfalls nicht. Vielmehr
brachten Aktionen wie das Auslieferungsverbot für den 'Sputnik' und die hilf-
lose Reaktion der Parteiführung auf den anschwellenden Strom von Flüchtlin-
gen und Ausreisewilligen den mittlerweile 160 Gruppen auch in breiteren Be-
völkerungskreisen Sympathien ein. Weil der Griff zu massiven Repressalien
versperrt schien, mußte die SED beinahe tatenlos zusehen, wie die Gruppen mit
phantasievollen Aktionen, Demonstrationen, inoffiziellen Vervielftiltigungen
und Informationen an die westdeutschen Medien sukzessive in die Öffentlich-
keit vordrangen. Die eigentliche Metamorphose in eine politische Oppositions-
bewegung setzte jedoch erst 1989 ein, als radikalere Vertreter der Gruppen zur
Gründung von Parteien und Bürgerbewegungen übergingen.

3. Besonderheiten der DDR-Opposition

Daß sich in der DDR eine Opposition im engeren Sinne erst so spät formierte
und diese auch dann noch davor zurückschreckte, den Willen zur Entmachtung
der SED dezidiert zum Ausdruck zu bringen, hat verschiedene Ursachen. An
erster Stelle ist zweifellos die Repression zu nennen, die einerseits direkt die
Formierung von Oppositionsgruppierungen verhinderte, andererseits der Ab-
schreckung diente und schließlich in den siebziger und achtziger Jahren durch
die systematische Perfektionierung des Überwachungsstaates auch zunehmend
prophylaktisch wirkte. Ein zweiter wesentlicher Faktor ist, daß die Erfolgsaus-
sichten einer politischen Opposition in der DDR angesichts der geopolitischen
Situation und der innenpolitischen Verhältnisse äußerst gering waren, so daß bei
einer Abwägung zwischen Risiko und möglichem Ergebnis ein Aufbegehren
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oftmals sinnlos erschien. Beide Faktoren änderten sich in der zweiten Hälfte der

achtziger Jahre, als in der Führungsmacht Sowjetunion umfassende Reformen

eingeleitet wurden und der Einsatz von Repressalien in der DDR zunehmend

davon abhängig gemacht wurde, ob dies der Außenpolitik und nach Möglichkeit

auch der Kirchenpolitik der SED nicht schaden würde.

Zt del Besonderheiten der DDR gehörte ferner, daß die SED an der Naht-

stelle der Systeme und nach dem Beinahe-Verlust der Macht im Juni 1953 keine

öffentliche ,,Fehlerdiskussion" mehr zuließ, sondern ihre Macht hinfort durch

ideologische Geschlossenheit und einen gigantischen Sicherheitsapparat zu

verteidigen suchte. Für eine antistalinistische Zäsur wie in Polen, Ungarn oder

selbst der Sowjetunion kam der Aufstand zu früh; kritische Bestrebungen aus

den Reihen der Partei und der Intellektuellen fanden in der Folgezeit nur gerin-

ge Spielräume. Die emanzipatorischen Bestrebungen in der Gesellschaft blieben

dadurch gleichsam ,,kopflos" und fanden in der Sphäre der Macht kein Pendant.

Die Zurückhaltung der ostdeutschen Intellektuellen war indes nicht nur eine

Folge drohender Repression oder ausgeklügelter Selektionsmechanismen bei

der Kaderfürderung. Vielmehr gab es auch eine ideologische Bindung an die

SED, die mit der besonderen Situation in Deutschland zusammenhing: Die

Auseinandersetzung mit dem Faschismus und das Schuldgeftihl nach den Ver-
brechen der nationalsozialistischen Diktatur hatte die Intellektuellen in besonde-

rer Weise blind gemacht ftir die Verbrechen, die seit l9l7 im Namen des So-

zialismus begangen worden waren, und zugleich den Hang zum politischen

Idealismus verstärkt. Das historisch gebrochene Verhältnis zum eigenen Volk
und zur Nation hatte sie gleichsam aufgeschlossen gemacht für die antifaschisti-

sche Propaganda der SED und für deren avantgardistisches Politikkonzept, und

es ist kein Zufall, daß diese Form der Herrschaftslegitimierung in den sechziger

Jahren zuerst bei denen versagte, die wegen ihrer antifaschistischen Vergangen-

heit kein Schuldgefühl zu haben brauchten - Wolf Biermann und Robert Have-

mann.

Durch die Zwillingssituation der beiden deutschen Staaten mit ihrer in star-

kem Maße aus der Abgrenzung vom jeweils anderen bezogenen Identität wider-
stand die überkommene Zielharmonie zwischen Intellektuellen und Staat in der

DDR dabei auch den Krisen und Tiefounkten des Systems. Während in anderen

sozialistischen Ländern spätestens nach der Niederschlagung des Prager Früh-

lings Abschied vom Marxismus genommen wurde, galt die SED-Diktatur bei

vielen bis zuletzt als der,,bessere deutsche Staat".

Ein wesentlicher Grund für die Schwäche der DDR-Opposition war darüber

hinaus der ständige Exodus von politischen Häftlingen, Flüchtlingen, Ausrei-

senden, Schriftstellern und oppositionellen Führungspersonen. Dieser verrin-
gerte nicht nur zahlenmäßig das kritische Potential in der DDR, sondern nahm
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den kitischen Bestrebungen Führungspersonal und Symbolfiguren. Auch pro-

grammatisch brachte er einen ständigen Abfluß der radikalsten Kräfte. Im Ge-

gensatz zu anderen Ostblockstaaten assimilierten sich die meisten relativ rasch

im Westen und beteiligten sich nur selten an der Bildung einer Exil-Opposition,
die mit den inneren Kritikern in einem engen geistigen und praktischen Aus-
tausch gestanden hätte.

Die Entspannungspolitik und die internationale Anerkennung der DDR hatte

auf die Herausbildung einer politischen Opposition eine ambivalente Wirkung.
Die Einbeziehung der DDR in internationale Rechtsnormen erschwerte zwei-
fellos das repressive Vorgehen der SED und schuf neue Argumentationsmög-
lichkeiten bei dem Versuch der ,,Legalisierung" politischer Kritik. Die intensi-
veren Kontaktmöglichkeiten untergruben zudem das Wahrheitsmonopol der

SED und verbesserten die Unterstützungsmöglichkeiten von außen. Auf der

anderen Seite verwischte sich durch die internationale Anerkennung der DDR
zunehmend die Grenze zwischen Diktatur und Demokratie, was nicht nur die
Erfolgsaussichten einer fundamentalen Opposition gegen die SED-Herrschaft
gering erscheinen lassen mußte, sondern deren politisch-moralische Legitimati-
on grundsätzlich in Frage stellte. Tatsächlich verlor der kompromißlose Kampf
gegen die kommunistische Diktatur in Ostdeutschland in den siebziger und
achtziger Jahren nicht nur im Westen, sondern auch im Osten nachhaltig an
Untersttitzung.

Daß sich die kritischen Bestrebungen in den achtziger Jahren vor allem im
Schutzraum der Kirchen und anhand des Themenhorizontes der,,Neuen Sozia-
len Bewegungen" formierten, lag nicht nur daran, daß andere Artikulations-
spielräume fehlten. Wie die westlichen Industriegesellschaften sah sich vielmehr
auch die SED mit den Folgen der von ihr selbst eingeleiteten Modernisierungs-
prozesse konfrontiert. In der politischen Dichotomie des geteilten Deutschland
boten die Friedens- und die Umweltbewegung dabei in besonderer Weise einen
Ausweg aus verkrusteten gesellschaftlichen Strukturen, ohne sich zu einem der
beiden Systeme bekennen zu müssen. Eine ,,bürgerliche" Opposition konnte
sich hingegen auch deshalb kaum konstituieren, weil sie die Existenz des Staa-
tes DDR automatisch in Frage gestellt hätte und daher wenig praktische Er-
folgsaussichten hätte bieten können.

Die spezifische Form des unabhängigen politischen Engagements in den
achtziger Jahren, das heißt, die Fokussierung des kritischen Potentials in soge-
nannten single-issue-Gmppen, die eher ein Konzept der,,Anti-Politik" (György
Konräd) als das einer politischen Opposition verfolgten, blieb nicht ohne Folgen
fiir deren Programmatik und Vorgehen. Auch im Westen brauchten Friedens-,
Umwelt- oder Frauenbewegung eine Reihe von Jahren, bis sie von den punktu-
ellen oder vorpolitischen Fragen zu einem Anspruch auf Machterwerb und
Machtausübung fanden. In der DDR wurde dieser Prozeß durch das diktatori-
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sche politikkonzept der SED zwangslaufig verzögert, so daß sich die kritischen

Energien erst spät in landesweiten Parteien oder Sammlungsbewegungen for-

mierten. Die Gruppen unterliefen damit die Abwehrmechanismen der bis an die

Zähne bewaffneten Macht - und schufen gerade dadurch die Voraussetzungen,

sie auf unblutige Weise zu sttirzen.


